Deutscher Bundestag 
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1953 


Drucksache 2198 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen : 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Bundesversorgungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bunidesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung von Vorschriften des Bundes- 
versorgungsgesetzes 

Das Gesetz über die Versorgung der Opfer 
des Krieges (Bundesversorgungsgesetz) in der 
Fassung vom 7. August 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 866) unter Berücksichtigung der 
Änderungsgesetze vom 19. Januar 1955 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 25) und vom 3. November 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 703) wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

l.In § 10 Abs. 5 Satz 2 werden die Worte 
„mit Zustimmung der Verwaltungsbe- 
hörde“ gestrichen. 

2. § 11 Abs. 1 Satz 1 erhält falgende Fas- 
sung: 

„Die Heilbehandlung umfaßt ärztliche 
und zahnärztliche Behandlung, heilgym- 
nastische und bewegungs therapeutische 
"Übungen, wenn sie unter Überwachung 
eines Arztes durchgeführt werden, sowie 
Versorgung mit Arznei- und anderen 
Heilmitteln und die Ausstattung mit Kör- 
perersatzstücken, orthopädischen und an- 
deren Hilfsmitteln, die erforderlich sind, 
um den Erfolg der Heilbehandlung zu 
sichern oder die Folgen der Schädigung zu 
erleichtern.“ 

3. § 25 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für Kriegsblinde, Ohnhander, 
Querschnittsgelähmte, die eine Pflege- 
zulage beziefien, und sonstige Empfänger 


einer Pflegezulage sowie für Hirnverletzte 
und Beschädigte, deren Minderung der 
Erwerbsfähigkeit wegen Erkrankung an 
Tuberkulose wenigstens 50 vom Hundert 
beträgt, ist eine wirksame Sonderfürsorge 
sicherzustellen.^^ 

4. In § 28 Satz 1 werden die Worte „mit 
Zustimmung der Verwaltungsbehörde“ 
gestrichen. 

5. § 30 Abs. 1 Satz 1 wird durch folgende 
Satze ersetzt: 

„Die Minderung der Erwerbsfähigkeit ist 
nach der körperlichen Beeinträchtigung im 
allgemeinen Erwerbsleben zu beurteilen; 
dabei sind seelische Begleiterscheinungen 
und Schmerzen in ihrer Auswirkung zu 
berücksichtigen. Die Minderung der Er- 
werbsfähigkeit ist höher zu bewerten, 
wenn der Beschädigte durch die Art der 
Schädigungsfolgen In seinem vor der 
Schädigung ausgeübten, begonnenen oder 
nachweislich angestrebten Beruf besonders 
betroffen wird, es sei denn, daß zumut- 
bare arbeits- und berufsfördernde Maß- 
nahmen im Sinne des § 26 einen Ausgleich 
bieten.“ 


6. § 31 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Grundrente beträgt monatlich 
bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 


um 30 vom Hundert 
um 40 vom Hundert 
um 50 vom Hundert 
um 60 vom Hundert 
um 70 vom Hundert 


25 Deutsche Mark, 
33 Deutsche Mark, 
40 Deutsche Mark, 
50 Deutsche Mark, 
65 Deutsche Mark, 
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um 80 vom Hundert 80 Deutsche Mark, 
um 90 vom Hundert 100 Deutsche Mark, 
bei Erwerbs- 
unfähigkeit 120 Deutsche Mark.“ 


7. § 32 Abs. 2 und 3 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„(2) Die volle Ausgleichsrente beträgt 


monatlich bei einer 
werbs'fähigkeit 

um 50 vom Hundert 
um 60 vom Hundert 
um 70 vom Hundert 
um 80 vom Hundert 
um 90 vom Hundert 
bei Erwerbs- 
unfähiigkeit 


Minderung der Er- 

70 Deutsche Mark, 
75 Deutsche Mark, 
95 Deutsche Mark, 
115 Deutsche Mark, 
135 Deutsche Mark, 

160 Deutsche Mark, 


(3) Die Ausgleichsrente erhöht sich für 
die Ehefrau (den Ehemann) und für jedes 
von dem Beschädigten (der Beschädigten) 
unterhaltene Kind bis zur Vollendung des 
achtzehnten Lebensjahres, längstens jedoch 
bis zum Ablauf des Monats, in dem es 
sich verheiratet, um 20 Deutsche Mark. 
Sie kann in gleicher Weise nach Voll- 
endung des achtzehnten Lebensjahres er- 
höht werden für ein unverheiratetes Kind, 
das 

a) sich in der Schul- oder Berufsausbil- 
dung befindet, längstens bis zur Voll- 
endung des vie rund zwanzigsten Le- 
bensjahres, 

b) bei Vollendung des achtzehnten Le- 
bensjahres infolge körperlicher oder 
geiistiger Gebredhen außerstande ist, 
sich selbst zu unterhalten, solange die- 
ser Zustand dauert. 


Die Ausgleichsrente erhöht sich ab Voll- 
endung des siebzigsten Lebensjahres um 
zehn Deutsche Mark.“ 


8. § 33 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ausgleichsrente ist nur insoweit zu 
gewähren, als sie zusammen mit dem son- 
stigen Einkommen folgende Monats- 
beträge nicht übersteigt: 

Bei einer Minderung der Erwerbsfähig- 
keit 

um 50 vom Hundert 105 Deutsche Mark, 
um 60 vom Hundert 110 Deutsche Mark, 
um 70 vom Hundert 130 Deutsche Mark, 
um 80 vom Hundert 150 Deutsche Mark, 
um 90 vom Hundert 170 Deutsche Mark, 


bei Erwerbs- 
unfähigkeit 195 Deutsche Mark. 

Die Monatsibeträge erhöhen sich für die 
Ehefrau (den Ehemann) und für die Kin- 
der, die bei der Bemessung der Ausgleichs- 
rente zu berücksichtigen sind (§32 Abs. 3) 
um je 20 Deutsche Mark. Die Monats- 
beträge erhöhen sich nach Vollendung des 
siebzigsten Lebensjahres um je 10 Deut- 
sche Mark.“ 

9. In § 33 Abs. 2 Satz 3 werden die Worte 
„drei Zehntel“ durch die Worte „vier 
Zehntel“ ersetzt. 

10. In § 33 Abs. 2 wird vor dem letzten Satz 
folgender Satz eingefügt: 

„Von Einkünften aus Land- und Forst- 
wirtschaft, Gewerbebetrieb und selbstän- 
diger Arbeit bleiben drei Zehntel außer 
Ansatz.“ 

11. In § 33 Abs. 4 wird die Zahl „125“ durdi 
die Zahl „150“ ersetzt. 

12. In § 35 Abs. 1 wird ersetzt die Zahl „60“ 
jeweils durch tdie Zahl „75“, die Zahl „90“ 
durch die Zahl „110“, die Zahl „125“ 
durch die Zahl „150“, die Zahl „150“ 
durch die Zahl „175“ und die Zahl „200“ 
durch die Zahl „225“. 

13. In § 36 Abs. 1 und 4 wird die Zahl „240“ 
jeweils durch die Zahl „300“ ersetzt. 

14. In § 37 Abs. 1 wird die Zahl „90“ durch 
die Zahl „110“ ersetzt. 

15. § 40 erhält folgende Fassung: 

„§ 40 

Die Grundrente der Witwe beträgt 
55 Deutsche Mark monatlich; hat eine 
Witwe, die weder erwerbsunfähig ist no'ch 
für mindestens ein Kind im Sinne des § 41 
Abs. 1 Buchstabe c zu sorgen hat, das 
vierzigste Lebensjahr noch nicht vollen- 
det, so beträgt die Grundrente 30 Deut- 
sche Mark monatlich.“ 

16. § 41 Abs. 3 und 4 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„(3) Die volle Ausgleichsrente der 
Witwe beträgt monatlich 95 Deutsche 
Mark. 

(4) Ausgleichsrente ist nur insoweit zu 
gewähren, als sie zusammen mit dem son- 
stigen Einkommen L20 Deutsche Mark 
monatlich nicht übersteigt.“ 
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17. Hinter § 41 wird folgender § 41 a ein- 
gefügt: 

4 41 a 

(1) Empfänger von Witwen- (Witwer-) 
rente oder Witwenbeihilfe, die Ausgleichs- 
rente beziehen und drei oder mehr Kin- 
der im Sinne des § 2 Abs. 1 des Kinder- 
geldgesetzes haben, welche Waisenrente 
oder Waisenbeihilfe nach diesem Gesetz 
beziehen oder bis zur Altersgrenze oder 
bis zur Verheiratung bezogen haben, er- 
halten für das dritte und jedes weitere 
Kind ein Kindergeld von 25 Deutsche 
Mark, soweit für diese Kinder kein An- 
spruch besteht auf 

a) Kinder Zulage zu Renten aus der ge- 
setzlichen Unfallversicherung oder auf 
Kinderzuschuß zu Renten aus den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen oder 

b) Kindergeld nach dem Kindergeldgesetz 
oder dem Dritten Abschnitt des Kin- 
dergeldanpassungsgesetzes oder nach 
§ 1 Abs.l Nr. 1 des Kindergeldergän- 
zungsgesetzes oder 

c) Waisenrente nach den Vorschriften 
über die Entschädigung der Opfer der 
nationalsozialistischen Verfolgung oder 

d) Kindergeld nach § 34 a. 

(2) Das Kindergeld wird ferner in den 
Fällen nicht gewährt, in denen der An- 
spruch auf Kindergeld nach § 34 a Abs. 2 
ausgeschlossen ist.“ 

18. § 44 erhält folgende Fassung: 

4 44 

Im Falle der Wiederverheiratung erhält 
die Witwe an Stelle des Anspruchs auf 
Rente eine Abfindung in Höhe des 
Sechsunddreißigfachen der monatlichen 
Grundrente einer erwerbsunfähigen 
Witwe. Der Antrag auf Heiratsabfindung 
ist innerhalb eines Jahres nach der Wie- 
derverheiratung zulässig. Er ist nicht an 
die vorherige Geltendmachung eines Ren- 
tenanspruches gebunden. Stirbt nach der 
Wiederverheiratung der Ehemann, so 
gelten die Vorschriften über die Witwen- 
beihilfe (§ 48) entsprechend. Witwenbei- 
hilfe kann auch gewährt werden, wenn 
die Ehe aus Alleinverschulden des Ehe- 
mannes durch gerichtliches Urteil geschie- 
den, aufgehoben oder für nichtig erklärt 
wird.‘‘ 


19. § 45 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Waisenrente kann nach Voll- 
endung des achtzehnten Lebensjahres ge- 
währt werden für eine unverheiratete 
Waise, die 

a) sich in der Schul- oder Berufsausbil- 
dung befindet, längstens bis zur Voll- 
endung des vierundzwanzigsten Le- 
bensjahres, 

b) bei Vollendung des achtzehnten Le- 
bensjahres infolge körperlicher oder 
geistiger Gebrechen außerstande ist, 
sich selbst zu unterhalten, solange die- 
ser Zustand dauert.“ 

20. § 46 erhält folgende Fassung: 

4 46 

Die Grundrente beträgt bei Waisen, 
deren Vater oder Mutter noch lebt, 15 
Deutsche Mark, bei Waisen, deren Vater 
und Mutter nicht mehr leben, 25 Deut- 
sche Mark monatlich.“ 

21. § 47 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird die Zahl „36“ durch 
die Zahl „50“ und die Zahl „60“ 
durch die Zahl „75“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 wird die Zahl „46“ durch 
die Zahl „60“ und die Zahl „70“ 
durch die Zahl „90“ ersetzt. 

22. In § 47 Abs. 4 letzter Satz werden die 
Worte „drei Zehntel'" durai die 'Vortc 
„vier Zehntel“ ersetzt. 

23. § 48 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Als Abfindung wird das Sechsunddrei- 
ßigfache der monatlichen Grundrente 
einer erwerbsunfähigen Witwe gewährt, 
wenn Witwenbeihilfe In Hohe der vollen 
Rente bezogen worden ist, sonst zwei 
Drittel dieses Betrages.“ 

24. § 51 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 wird die Zahl „100“ 
durch die Zahl „HO“ und die Zahl 
„70“ durch die Zahl „75“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird die Zahl „150“ 
durch die Zahl „170“ und die Zahl 
„105“ durch die Zahl „115“ ersetzt. 

c) In Absatz 3 wird die Zahl „10“ durch 
die Zahl „15“ und die Zahl „5“ durch 
die Zahl „10“ ersetzt. 
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d) Als neuer Absatz 4 wird eingefügt: 

„(4) Ist das einzige oder das letzte 
Kind oder sind alle Kinder an den 
Folgen einer Schädigung gestorben, 
so erhöhen sich, wenn es günstiger ist, 
die Elternrenten (Absatz 1) und die 
Einkommensgrenzen (Absatz 2) 

bei einem Elternpaar um 

. 50 Deutsche Mark, 

bei einem Elternteil um 

35 Deutsche Mark. 

e) Die bisherigen Absätze 4 und 5 wer- 
den Absätze 5 und 6. 

25. Nach § 52 wird folgender § 52 a einge- 
fügt; 

52 a 

Die Witwen- und Waisenrenten (Wit- 
wen- und Waisenbeihilfen) zuzüglich des 
Kindergeldes (§ 41 a) dürfen zusammen 
den Betrag nicht übersteigen, der dem 
Verstorbenen (Verschollenen) als Er- 
werbsunfähigem an Grundrente und vol- 
ler Ausgleichsrente unter Berücksichti- 
gung der Erhöhungen (§ 32 Abs. 3) so- 
wie an Kindergeld (§ 34 a) zu gewähren 
wäre. Ergibt sich für diese Hinterbliebe- 
nen zusammen ein höherer Betrag, so 
werden die Bezüge der einzelnen Berech- 
tigten im gleichen Verhältnis gekürzt. 
Witwenrenten (Witwenbeihilfen) nach 
§ 42 bleiben bei der Ermittlung des zu 
kürzenden Betrages außer Betracht.“ 

26. In § 53 Satz 2 wird die Zahl „240“ durch 
die Zahl „300“ und die Zahl „120“ durch 
die Zahl „150“ ersetzt. 

27. In § 55 Abs. 1 erhält der Halbsatz unter 
Buchstabe b folgende Fassung: 

„b) eine Beschädigten- oder Witwen- 
rente mit einem Anspruch auf 
Elternrente, so gilt für die Beurtei- 
lung der Bedürftigkeit der Eltern 
bei Beschädigten und Witwen die 
Ausgleichsrente als sonstiges Ein- 
kommen (§51 Abs. 5).“ 

28. Dem § 60 Abs. 1 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Beruht der höhere Anspruch auf einer 
Minderung des sonstigen Einkommens, 
so beginnt die höhere Rente abweichend 
von Satz 1 mit dem Monat, in dem die 


Voraussetzung erfüllt ist, wenn der An- 
spruch binnen sechs Monaten nach Ein- 
tritt der Minderung des Einkommens an- 
gemeldet worden ist.“ 

29. In § 61 Abs. 4 wird nach Satz 1 folgender 
Satz eingefügt: 

„Beruht der höhere Anspruch auf einer 
Minderung des sonstigen Einkommens, so 
beginnt die höhere Rente abweichend 
von Satz 1 mit dem Monat, in dem die 
Voraussetzung erfüllt ist, wenn der An- 
spruch binnen sechs Monaten nach Ein- 
tritt der Minderung des Einkommens an- 
gemeldet ist.“ 

Artikel II 
Übergangsvorschriften 

1. Die neuen Grundrenten nach Artikel I 
Nr. 6, 15 und 20 werden von Amts 
wegen festgestellt. Dies gilt auch hinsicht- 
lich der anerkannten Ansprüche auf Aus- 
gleichsrente nach Artikel I Nr. 7, 8, 16 
und 21, auf Elternrente nach Artikel I 
Nr. 24 sowie auf Pflegezulage nach Ar- 
tikel I Nr. 12. 

2. Neue Ansprüche auf Ausgleichsrente und 
Elternrente, die sich aus Artikel I Nr. 8, 
16 und 21, sowie neue oder höhere An- 
sprüche, die sich aus Artikel I Nr. 7, 19 
und 27 ergeben, werden nur auf Antrag 
festgestellt. Wird der Antrag binnen sechs 
Monaten nach Verkündung dieses Ge- 
setzes gestellt, so beginnt die Ausgleichs- 
rente oder Elternrente oder die höhere 

rente mit dem , frühestens 

aber mit dem Monat, in dem die Voraus- 
setzungen erfüllt sind. 

3. Soweit bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
Waisenrente oder Waisenbeihilfe für drei 
oder mehr Kinder bezogen wird, wird das 
Kindergeld nach Artikel I Nr. 17 von 
Amts wegen, im übrigen nur auf Antrag 
festgestellt. Nummer 2 letzter Satz gilt 
entsprechend. 

Artikel III 

Bekanntmachung des Wortlauts des 
Bundesversorgungsgesetzes 

Der Bundesminister für Arbeit wird er- 
mächtigt, das Gesetz über die Versorgung 
der Opfer des Krieges (Bundesversorgungs- 
gesetz) In der sich aus diesem Gesetz ergeben- 
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den Fassung unter neuem Datum bekannt- 
zumachen und hierbei Unstimmigkeiten in 
der Paragraphenfolge und im Wortlaut zu 
beseitigen. 

Artikel IV 

Anwendung des Gesetzes auf Berlin 
Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 


Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

Artikel V 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 8. Marz 1956 


Dr. Krone und Fraktion 
Dr. Dehler und Fraktion 
Dr. Brühler und Fraktion 
Dr. Berg 

Dr. Blank (Oberhausen) 

Euler 

Hepp 

Lahr 

Dr. Preiß 

Dr. Schneider (Lollar) 

Dr. Wellhausen 
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